
Die Vergangenheit des Bundes-
außenministers Joschka Fischer 
hat nun auch den Bundestag be-
schäftigt. In der Fragestunde 
stellte sich Fischer der heftigen 
Kritik der Opposition. Bundes-
kanzler Schröder unterstützte sei-
nen Minister. Nach einer hitzigen 
zweistündigen Debatte erklärte er 
in Richtung der Union: “Ich weiß 
nicht, was größer ist - ihre Selbst-
gerechtigkeit oder ihr Jagdfieber.” 
Die Kritik der Opposition zielte 
aber nicht nur auf Fischer, der 
politische Aufbruch einer ganzen 
Generation wurde diffamiert. 
 
Joschka Fischer hat sich 
für seine militante Ver-
gangenheit entschuldigt. 
Der Vizekanzler gab zu, an ge-
walttätigen Angriffen gegen Poli-
zisten beteiligt gewesen zu sein, 
betonte jedoch, er habe “niemals 
Molotow-Cocktails geworfen” und 
auch “niemals dazu aufgerufen”. 
Auch habe er “weder Waffen 
noch Sprengstoff verborgen.” 
Ebenfalls bestritt er jegliche Un-
terstützung von Linksterroristen. 
Er bekräftigte nochmals, sich seit 
damals “aus politischer Überzeu-
gung zum Demokraten gewan-
delt” zu haben. 1977 habe er er-
kannt, daß der Weg der Gewalt 
falsch sei: “Gewalt 
führt immer zur Selbst-
zerstörung.” 

Die Debatte im Bundestag gab 
Zeugnis darüber ab, daß die Op-
position nicht beurteilen, sondern 
verdammen will: „Ihre Rechtferti-
gungsversuche machen die Sa-
che nicht besser, eher schlim-
mer“ (Wolfgang Bosbach), auch 
wenn sie beteuert: “Mir geht es 
nicht um eine kleinkarierte Kritik, 
mir geht es darum, nicht zuzulas-
sen, daß sich der Bundesaußen-
minister heute, anders gekleidet, 
seiner eigenen Biographie mit 
Koketterie entledigt“ (Wolfgang 
Gerhardt).  Manche sind mit Rea-
litäten nicht vertraut: „Wenn Feh-
ler im Rechtsstaat gemacht wer-
den – das gilt für Polizisten heute 
und das galt für Polizisten da-
mals – , hat sich der Rechtsstaat 
mit diesen Fehlern auseinander-
zusetzen“ (Angela Merkel) oder 
haben schlicht und einfach nicht 
zugehört, behaupten dann aber:  
„Herr Außenminister, Sie haben 
sich immer, Sie haben sich zu je-
dem Zeitpunkt ein Hintertürchen 
offen gehalten, um dann, wenn 
es die politische Opportunität er-
laubt, eben doch wieder Gewalt 
anzuwenden“ (Friedrich Merz).  
Hans-Peter Uhl scheint sogar - 
wie Rezzo Schlauch treffend an-
merkte – einen „CDU-Gesin-
nungs-TÜV“ einführen zu wollen:  
„Nein, wir wollen wissen, ob sich 
Ihre Gesinnung wirklich 
geändert hat“... 

Peinlicher Tiefpunkt der Union: 
Versuch zu blamieren endet in Selbstblamage 
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Moment 
mal... 
 
“Ich wäre eigentlich 
der ideale Kandidat 
für die Junge Union 
gewesen.” 

(Außenminister 
Joschka Fischer bei 
seiner Zeugenaussa-
ge im OPEC-Prozeß in 
Frankfurt/Main über 
seine Kind-
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Die Rentenkürzungen der alten Regierung 

sind sofort nach Amtsantritt der rot-grünen 

Regierung ausgesetzt worden. Wir haben 

dafür gesorgt, daß die versicherungsfremden 

Leistungen aus Steuermitteln und nicht mehr 

wie bisher nur von den Beitragszahlern der 

Rentenversicherung aufgebracht werden. Im 

Jahr 2000 sind die Renten in gleichem Maße 

wie die Preise gestiegen. In diesem Jahr wird 

es eine modifizierte Nettolohnanpassung ge-

ben. Nach dem Rentenrecht der alten Regie-

rung (inkl. Demografiefaktor) hätte es für die 

Jahre 1999, 2000 und 2001 eine Rentener-

höhung von 3,28 % gegeben. Nach dem gül-

tigen Rentenrecht (inkl. 0,6 % Anstieg in 

2000) gab es bzw. gibt es eine Rentenerhö-

hung von 4,09 %.  

Am Freitag verabschiedeten wir 

die Rentenreform. 

Sicher ist, daß das gesetzliche Nettorenten-

niveau auch nach 2030 nicht unter 67 % lie-

gen wird. Zusätzlich wird zwischen 2002 und 

2008 – staatlich gefördert – eine kapitalge-

deckte private Altersvorsorge aufgebaut, die 

vom Staat mit 20 Mrd. DM bezuschußt wird. 

Rechnet man diese beiden Säulen des künf-

tigen Rentenmodells zusammen, werden 

künftige Rentnerinnen und Rentner ein Ge-

samtrentenniveau von über 70 % erreichen. 

Mit den Regelungen zur kindbezogenen Hö-

herbewertung von Beitragszeiten wird sich 

die Absicherung von Frauen im Alter deutlich 

verbessern. Dies fördert eine eigenständige 

Alterssicherung von Frauen. Die soziale 

Grundsicherung, auf die wir nicht verzichten 

wollen, wird die verschämte Alters-

armut gezielt bekämpfen.  

Durch die Reform werden die Beiträge zur 

gesetzlichen Rentenversicherung bis 2020 

unter 20 % und bis 2030 unter 22 % bleiben.  

Der 26. Januar 2001 ist in der Geschichte 

des deutschen Sozialstaates ein wichtiger 

Termin. Wir haben an diesem Tag geschlos-

sen eine Rentenreform beschlossen, die ih-

ren Namen verdient: Wir halten die Beiträge 

dauerhaft stabil und damit die Arbeitskosten 

niedrig. Gleichzeitig stellen wir sicher, daß 

ein Rentenniveau garantiert wird, daß deut-

lich über dem der Kohl/Blüm-Reform liegt 

und mit dem Altersarmut sicher verhindert 

werden kann. Wir haben eine Reform der Al-

terssicherung erreicht, die über viele Jahre 

tragfähig ist. Wir gewährleisten damit Ge-

rechtigkeit zwischen den Generationen bei 

der Bewältigung des demografischen Wan-

dels. 
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Aktuelles zum Thema BSE 
Bei der Bekämpfung der Rinderseuche haben 

wir per Eilgesetz die Verfütterung von Tier-

mehl verboten und eine Untersuchung aller 

Schlachtrinder über 30 Monate angeordnet. 

Der von der Fraktion in der letzten Woche be-

schlossene Entschließungsantrag zu BSE un-

terstreicht unseren konsequenten Einsatz bei 

der Bekämpfung der Rinderseuche. 

Die Weichen für die Entwicklung einer neuen 

Agrarpolitik und die Verbesserung des Ver-

braucherschutzes sind gestellt. Nach einer 

Umfrage des Forsa-Instituts unterstützen 77% 

der Befragten diesen Neuanfang. Das Land-

wirtschaftsministerium wird in ein Ministerium 

für Verbraucherschutz umgewandelt. Mit der 

Berufung einer BSE-Beauftragten überprüft 

die Bundesregierung die Zusammenarbeit der 

Institutionen, die für die Umsetzung eines ver-

braucherorientierten Neuanfangs in der 

Landwirtschaftspolitik notwendig sind. 

BSE als Krankheit mit Langzeitwirkung zeigt 

auch die Versäumnisse der Vergangenheit 

auf. Anstatt aber die Versäumnisse in ihrer 

Regierungszeit zuzugeben und sich einem 

konstruktiven Dialog über eine Neuausrich-

tung der Agrarpolitik zu stellen, beherrscht 

Uneinigkeit das CDU/CSU-Lager. Ein beson-

ders trauriges Beispiel ist in den bayerischen 

Amtsstuben zu beobachten. Gerade in dem 

Bundesland, wo der Hauptschwerpunkt der 

Krise liegt, klebt einer der verantwortlichen 

Minister immer noch an seinem Sessel. Stoi-

ber mußte arge Versäumnisse in der bayeri-

schen Agrarpolitik einräumen und entzog sei-

nen Ministern einen Teil ihrer Kompetenz.  

Das verloren gegangene Vertrauen des Ver-

brauchers in die Lebensmittelerzeugung muß 

zurückgewonnen werden. Nahrungsmittelpro-

duktion muß künftig zuallererst Qualitätspro-

duktion sein, die auf einer naturnahen, res-

sourcenschonenden Landwirtschaft basiert. 

Der Verbraucher will wissen, was als Lebens-

mittel auf seinen Tisch kommt. Lebensmittel 

müssen daher gekennzeichnet werden und 

ihre Herkunft bzw. Vertriebswege nachvoll-

ziehbar und transparent sein. Eine immer bil-

ligere und auf Produktivitätssteigerung be-

dachte Massentierproduktion kann diese An-

forderungen des Verbrauchers nicht erfüllen 

und führt in eine Sackgasse.  

Vielmehr bedarf das Vorsorgeprinzip 

der konsequenten Anwendung inner-

halb der gesamten Nahrungskette. 

Eine Agrarpolitik, bei der die Gesundheit des 

Verbrauchers im Vordergrund steht, kann nur 

in Kooperation mit der Landwirtschaft erreicht 

werden. Das gemeinsame Interesse von 

Bauern und Verbrauchern an gesunden Nah-

rungsmitteln muß gestärkt und erneuert wer-

Fortsetzung auf Seite 4 



In der letzten Woche wurde in dritter Lesung 

die Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 

verabschiedet. Damit wird der zunehmenden 

Mobilität und einer höheren Anforderung an 

die Verkehrssicherheit Rechnung getragen. 

In einem immer komplexeren Verkehrssy-

stem müssen Unfall-gefahren beseitigt 

und potentielle Sicherheitsrisiken frühzei-

tig erkannt werden.  

Die CDU/CSU hat eine frühere Novellierung 

des Gesetzes durch eine reine Blockadepoli-

tik verhindert. Ihre Verzögerungstaktik geht 

zu Lasten der Bürger und der Verkehrs-

sicherheit. 

Alkohol am Steuer ist kein Kavaliersdelikt, 

sondern einer der häufigsten Unfallursachen 

im Straßenverkehr. Wir tragen der Koaliti-

onsvereinbarung Rechnung und handeln. Mit 

dem neuen Gesetz wird die Promille-

grenze von 0,8 auf 0,5 gesenkt. Zudem be-

endet unser Gesetzesvorhaben mit klaren 

Vorgaben nun endlich die rechtlichen Aus-

einandersetzungen in Städten und Gemein-

den bezüglich des Anwohnerparkens. Den 

Kommunen und Gemeinden wird durch eine 

maximal zulässige räumliche Bandbreite ein 

größerer Gestaltungsspielraum bei der An-

wendung ihrer Parkkonzepte gewährt. 

Des weiteren enthält der Gesetzent-

wurf das Verbot von Radarwarngerä-

ten.  

Fazit: Maßnahmen zur Erhöhung der Ver-

kehrssicherheit sind zentraler Bestandteil un-

serer Verkehrspolitik und schaffen die Vor-

aussetzung, um eine leistungsfä-

hige Verkehrsinfrastruktur auf-
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den.  

Wir werden insbesondere auch den ökologi-

sche Landbau konsequent fördern und aus-

bauen. Seine umweltverträgliche Wirt-

schaftsweise entspricht dem Prinzip der 

Nachhaltigkeit und sichert Arbeitsplätze im 

ländlichen Raum. 

Die Bundesregierung trifft Vorbereitungen für 

• die Errichtung einer Bundesbehörde für 

Verbraucherschutz und Lebensmittelsicher-

heit, 

• ein BSE-Sofortprogramm sowie  

• ein Rahmenkonzept zur neuen Ver-

braucherschutz- und Landwirtschaftspolitik. 
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